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BUNDESSOZIALGERICHT 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 

Az:  6 RKa 10/97 

 

 

 
 
Kassenärztliche Vereinigung Mecklenburg-Vorpommern, 
Neumühler Straße 22, 19057 Schwerin, 
 

Klägerin und Revisionsklägerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufungsausschuß für Ärzte in Mecklenburg-Vorpommern, 
Neumühler Straße 22, 19057 Schwerin, 
 

Beklagter und Revisionsbeklagter, 
 
 
beigeladen: 
 
1.  ......................................................., 

 
 
2.  AOK Mecklenburg-Vorpommern - Die Gesundheitskasse, 

Am Grünen Tal 50, 19063 Schwerin, 
 
3.  Innungskrankenkassen-Landesverband Nord, 

Hamburger Chaussee 90, 24113 Kiel, 
 
4.  Betriebskrankenkassen-Landesverband Nord, 

Wendenstraße 279, 20537 Hamburg, 
 
5.  Verband der Angestellten-Krankenkassen e.V., 

Frankfurter Straße 84, 53721 Siegburg, 
 
6.  Arbeiter-Ersatzkassen-Verband e.V., 

Frankfurter Straße 84, 53721 Siegburg, 
 
7.  Krankenkasse für den Gartenbau, 

Frankfurter Straße 126, 34121 Kassel. 
 
 
 
Der 6. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche Verhandlung am 

5. November 1997 durch den Vorsitzenden Richter   Dr.  E n g e l m a n n ,  
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die Richter   Dr.  W e n n e r   und   K r u s c h i n s k y   sowie die ehrenamtlichen 

Richter   D e i s l e r   und   Dr.  H u m b a c h 

für Recht erkannt: 

 

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landessozialgerichts Mecklen-

burg-Vorpommern vom 16. Oktober 1996 wird zurückgewiesen. 

 

Die Klägerin hat dem Beklagten dessen Kosten für das Revisionsverfahren zu erstatten. 

Im übrigen sind Kosten nicht zu erstatten. 

 

 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Die klagende Kassenärztliche Vereinigung (KÄV) wandte sich gegen die dem Beigelade-

nen zu 1), Leiter des Dialysezentrums der Klinik und Poliklinik für Innere Medizin der Uni-

versität R.       , für die Zeit vom 25. August 1994 bis 31. Dezember 1995 von dem be-

klagten Berufungsausschuß erteilte Ermächtigung zur Teilnahme an der vertragsärztli-

chen Versorgung (Beschluß vom 24. August 1994). 

 

Für die Zeit ab dem 1. Januar 1996 hat der Beigeladene zu 1) eine Ermächtigung nicht 

beantragt. 

 

Klage und die auf die Feststellung der Rechtswidrigkeit der bis zum 31. Dezember 1995 

erteilten Ermächtigung gerichtete Berufung waren ohne Erfolg (Urteil des Landessozialge-

richts <LSG> Mecklenburg-Vorpommern vom 16. Oktober 1996). 

 

Mit ihrer vom Landessozialgericht (LSG) zugelassenen Revision verfolgt die Klägerin ihr 

Feststellungsbegehren weiter. Sie vertritt die Auffassung, das notwendige Fortsetzungs-

feststellungsinteresse folge daraus, daß nach dem Sachvorbringen des Beklagten davon 

auszugehen sei, dieser werde Ermächtigungen der hier umstrittenen Art - in anderen Fäl-

len als dem des Beigeladenen zu 1) - weiter erteilen. 
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Die Klägerin beantragt sinngemäß, 

das Urteil des Landessozialgerichts Mecklenburg-Vorpommern vom 16. Oktober 

1996 sowie das Urteil des Sozialgerichts Schwerin vom 19. April 1995 aufzuheben 

und festzustellen, daß der Beschluß des Beklagten vom 24. August 1994 rechts-

widrig gewesen ist. 

 

Der Beklagte beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 

 

Die Beigeladenen stellen keine Anträge. 

 

Alle Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Senats ohne mündliche Verhand-

lung durch Urteil (§ 124 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz <SGG>) einverstanden erklärt. 

 

 

II 

 

Die zulässige Revision der Klägerin ist nicht begründet. 

 

Im Ergebnis zutreffend hat das LSG die auf die gerichtliche Feststellung der Rechtswid-

rigkeit der Ermächtigung des Beigeladenen zu 1) in der Zeit vom 25. August 1994 bis 

31. Dezember 1995 gerichtete Fortsetzungsfeststellungsklage abgewiesen. Allerdings war 

und ist diese Klage, entgegen der Auffassung des LSG, schon unzulässig, denn der 

Klägerin fehlt das gemäß § 131 Abs 1 Satz 3 SGG notwendige Fortsetzungsfeststel-

lungsinteresse. 

 

Nach § 131 Abs 1 Satz 3 SGG spricht das Gericht auf Antrag durch Urteil aus, daß der 

- durch Zurücknahme oder anderweitig erledigte - Verwaltungsakt rechtswidrig ist, wenn 

der Kläger ein berechtigtes Interesse an dieser Feststellung hat. 

 

Der ursprünglich von der Klägerin zulässigerweise angefochtene Verwaltungsakt über die 

Ermächtigung des Beigeladenen zu 1) hat sich mit Ablauf seiner Befristung am 

31. Dezember 1995 erledigt. Dies hat der Senat bereits in zahlreichen anderen Ermächti-

gungsstreitigkeiten entschieden (vgl zB SozR 3-2500 § 116 Nrn 6, 7, 10, 11, 13, 14 und 

zuletzt Urteil vom 18. Juni 1997 - 6 RKa 45/96 -). Da der Verwaltungsakt nach Fristablauf 

keine Rechtswirkungen zwischen den Beteiligten mehr entfaltet, ist zugleich das Rechts-

schutzinteresse für die ursprünglich geführte, auf seine Aufhebung gerichtete Anfech-

tungsklage entfallen (vgl nur BSG SozR 3-2500 § 116 Nr 6). 

 

Die Annahme des sog Fortsetzungsfeststellungsinteresses nach § 131 Abs 1 Satz 3 SGG 

setzt voraus, daß dem angestrebten gerichtlichen Ausspruch über die Rechtswidrigkeit 
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des Ermächtigungsbescheides rechtliche, wirtschaftliche oder ideelle Bedeutung zwi-

schen den Beteiligten zukommt (hierzu nur Meyer-Ladewig, Sozialgerichtsgesetz, 5. Aufl 

1993, § 131 RdNr 10 mwN). Insbesondere in Ermächtigungssachen, in denen sich wegen 

der gesetzlich vorgeschriebenen Befristung der Ermächtigung diese in der Regel vor einer 

Revisionsentscheidung durch Zeitablauf erledigen wird, hat der Senat das Fortsetzungs-

feststellungsinteresse unter dem Aspekt der drohenden oder sogar bereits eingetretenen 

Wiederholung der streitig gewesenen Ermächtigung bejaht (vgl Urteile aaO). 

 

Im vorliegenden Rechtsstreit sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, weil eine Wieder-

holung der streitig gewesenen Erteilung einer Ermächtigung des Beigeladenen zu 1) nicht 

droht. Klägerin und Beklagte haben auf Anfrage des Senats übereinstimmend erklärt, der 

Beigeladene zu 1) sei für die Zeit ab dem 1. Januar 1996 mangels entsprechenden Antra-

ges nicht mehr persönlich ermächtigt. Die Möglichkeit, daß der Beigeladene zu 1) zu ei-

nem späteren Zeitpunkt erneut seine persönliche Ermächtigung beantragen kann, führt 

nicht zur Bejahung des Fortsetzungsfeststellungsinteresses. 

 

Andere Umstände - außer der Wiederholungsgefahr -, die die Annahme des Fortset-

zungsfeststellungsinteresses der Klägerin rechtfertigen können, sind weder ersichtlich 

noch vorgetragen. Der von der Klägerin allein geltend gemachte Umstand, daß der Be-

klagte an seiner, der streitig gewesenen Ermächtigung zugrundeliegenden Rechtsauffas-

sung weiter festhält, begründet ein Fortsetzungsfeststellungsinteresse der Klägerin nicht, 

denn dieser Umstand bezieht sich nicht auf die rechtlichen, wirtschaftlichen oder ideellen 

Beziehungen der Prozeßbeteiligten. Maßgebende Prozeßbeteiligte sind neben der Kläge-

rin und dem Beklagten insbesondere der Beigeladene zu 1), der indessen mangels einer 

für die Zeit ab 1. Januar 1996 beantragten persönlichen Ermächtigung von der streitig 

gewesenen rechtlichen Problematik nicht mehr betroffen ist.. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG. 
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